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Antrag 

der Abgeordneten Rollmannr Frau Stommeb Dr. Götz, 
Dr. Fuchs, Burger, Frau Sdiroeder (Detmold), Baier 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Betr. : Reform der Jugendhilfe 

Bezug: Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. 
Götz, Frau Stommel, Burger, Frau Dr. Henze, 
Dr. Fuchs, Frau Schroeder (Detmold) und Ge- 
nossen zur Situation der Jugendhilfe in der 
Bundesrepublik Deutschland 
— Drucksachen VI/2067, VI/3175 — und 

Bericht der Bundesregierung über Bestrebun- 
gen und Leistungen der Jugendhilfe — Dritter 
Jugendbericht 
— Drucksache VI/3170 — 


Der Bundestag möge beschließen: 


1. Der Bundestag sieht in dem erstmalig von einer unabhän- 
gigen Kommission fachkundiger Persönlichkeiten erarbei- 
teten Dritten Jugendbericht und in der Antwort der Bun- 
desregierung auf die Große Anfrage von Abgeordneten 
der Opposition zur Situation der Jugendhilfe in der Bun- 
desrepublik Deutschland wichtige Grundlagen für die not- 
wendige umfassende Beurteilung des Standes der Jugend- 
hilfe und für die Reform der Jugendhilfe in der Bundes- 
republik Deutschland. 

2. Der Bundestag bedauert, daß die Bundesregierung trotz 
einjähriger Bearbeitungszeit bei der Beantwortung der 
Großen Anfrage nicht in der Lage war, das von den Frage- 
stellern erfragte „umfassende und geschlossene Bild über 
die gegenwärtige Situation der Jugendhilfe zu vermitteln“, 
da es die Bundesregierung versäumt hat, der Entschließung 
des Bundestages nachzukommen, „eine bundeseinheitliche 
Jugendhilfestatistik auf der Grundlage einheitlicher Be- 
griffe anzustreben, in die die freien Träger der Jugendhilfe 
miteinbezogen werden". 
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Der Bundestag fordert die Bundesregierung mit Nachdruck 
auf, dieser Entschließung des Bundestages nunmehr nach- 
zukommen und eine solche bundeseinheitliche Jugendhilfe- 
statistik umgehend zu schaffen. 

3. Der Jugendbericht und die Beantwortung der Großen An- 
frage enthüllen einen beklagenswerten Zustand der Ju- 
gendhilfe in der Bundesrepublik Deutschland. Trotz aner- 
kennenswerter Leistungen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden sowie der freien Träger der Jugendhilfe fehlt 
es allenthalben in der Jugendhilfe an Einrichtungen, Mit- 
arbeitern, Mitteln und auch an Konzeptionen. 

4. Der Bundestag mißt neben dem Elternhaus, der Schule und 
der Berufsbildung der Jugendhilfe eine große und unersetz- 
bare Bedeutung für den jungen Menschen bei. Er dankt 
allen haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern in der öffent- 
lichen und in der freien Jugendhilfe, die in der Vergangen- 
heit unter oftmals unzulänglichen Arbeitsbedingungen in 
der Jugendhilfe Verantwortung getragen haben. Der Bun- 
destag wird nach Kräften dazu beitragen, die Defizite in 
der Jugendhilfe zu vermindern und schließlich zu beseiti- 
gen und ihr im öffentlichen Bewußtsein jenen Platz zu 
verschaffen, den sie für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigt. 

5. Der Bundestag begrüßt es, daß die Bundesregierung eine 
Kommission zur Erarbeitung eines Jugendhilfegesetzes be- 
rufen hat, durch das das Jugendhilferecht dem Wandel der 
Gesellschaft und den neuesten Erkenntnissen der Theorie 
und Praxis der Jugendhilfe angepaßt werden soll. 

6. Der Bundestag spricht sich dafür aus, daß in diesem Ju- 
gendhilfegesetz eiii konkreter Rechtsanspruch des jungen 
Menschen auf Jugendhilfe geschaffen und der Leistungs- 
katalog der Jugendhilfe verbessert wird. 

7. Der Bundestag ist der Auffassung, daß in diesem Jugend- 
hilfegesetz das im Jugendwohlfahrtsgesetz verankerte und 
durch das Bundesverfassungsgericht bestätigte Verhältnis 
zwischen den Trägern der öffentlichen und der freien Ju- 
gendhilfe nicht verändert werden darf. Dabei muß eine 
qualifizierte Arbeit der öffentlichen wie der freien Jugend- 
hilfe gesichert sein. 

8. Der Bundestag tritt für den Fortbestand und den Ausbau 
eines leistungsfähigen und selbständigen kommunalen Ju- 
gendamtes ein. Der neu zu bildende Jugendhilfeausschuß 
soll aus Vertretern der Kommunen und der freien Träger 
bestehen. Durch Gesetz muß die personelle und finanzielle 
Grundausstattung der Jugendämter gesichert werden. Nur 
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so kann das Leistungsgefälle in der Jugendhilfe — beson- 
sonders von der Stadt zum Land — abgebaut werden. Der 
Bundestag erwartet von der Bundesregierung die Ermitt- 
lung zuverlässiger Meßzahlen, von welcher Gemeinde- 
größe an die Errichtung eines Jugendamtes rationell und 
sinnvoll ist. 

9. Der Bundestag bejaht mit dem Jugendbericht die „gesell- 
schaftspolitische Aufgabe" des Jugendamtes — auch als 
Repräsentant „einer Gruppe der Gesellschaft, die ihre poli- 
tischen Interessen nicht oder nur in beschränktem Maße 
selbst vertreten kann: nämlich der Kinder und Jugendli- 
chen". Der Bundestag vermißt dazu eine Aussage der Bun- 
desregierung. 

10. Der Bundestag teilt die Meinung der Bundesregierung, daß 
das in den §§ 3 und 5 Abs. 3 JWG verankerte Wahlrecht 
der Personensorgeberechtigten und der Minderjährigen 
„auch im künftigen Jugendhilferecht sicherzustellen" ist. 

11. Der Bundestag ist der Auffassung, daß das Recht der Ju- 
gendhilfe, der Ausbildungsförderung, des Jugendschutzes, 
der Jugendgerichtsbarkeit und anderer Bereiche in einem 
umfassenden Jugendgesetzbuch zusammengefaßt werden 
muß. Die von der Bundesregierung angestrebte Einfügung 
des Jugendhilferechts in das Sozialgesetzbuch lehnt der 
Bundestag als nicht sachgerecht ab. 

12. Neben der Reform des Jugendhilferechts ist die Reform der 
Praxis der Jugendhilfe von vorrangiger Bedeutung. 

13. Der Bundestag nimmt zur Kenntnis, daß die Bundesregie- 
rung bis heute kein Konzept in der Jugendhilfe besitzt, 
sondern erst damit „begonnen hat, ein umfassendes inhalt- 
liches Jugendhilfekonzept zu entwickeln". Die Jugendpoli- 
tik der Bundesregierung leidet unter dem Fehlen eines sol- 
chen Konzeptes, das auch dazu geführt hat, daß die Bundes- 
regierung konzeptionelle Fragen aus der Großen Anfrage 
gar nicht oder nur unzureichend beantworten konnte. 

14. Der Bundestag ist der Auffassung, daß Bund, Länder und 
Gemeinden sowie die Träger der freien Jugendhilfe ihre 
gemeinsamen Organe und Instrumente für die Jugendhilfe- 
planung wirksamer gestalten oder neue schaffen müssen. 
Darüber hinaus müssen die Erziehungs- und Bildungsele- 
mente der Jugendhilfe in die Bildungsplanung von Bund 
und Ländern einbezogen werden. 

15. Der Bundestag bedauert, daß die Heimerziehung im Ent- 
wurf der Bund-Länder-Kommission für den Bildungsge- 
samtplan keine Aufnahme gefunden hat. Der Bundestag 
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hält mit der Bundesregierung den Ausbau der Erziehungs- 
hilfen im Vorfeld der Heimerziehung und die Reform der 
Heimerziehung für eine der vordringlichsten Aufgaben der 
Jugendhilfe. 

16. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, gemeinsam 
mit den Ländern und Kommunen sowie den Trägem der 
freien Jugendhilfe den weiteren Bedarf an Einrichtungen 
der Jugendhilfe festzustellen und ein finanziell abgesicher- 
tes Mehr-Jahres-Programm zur Erfüllung dieses Bdarfes 
zu erarbeiten, vorzulegen und zu verwirklichen. Dabei ist 
der Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse zu berück- 
sichtigen. 

17. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, den von ihr 
früher selbst angekündigten Forschungsauftrag „zur Erfor- 
schung der wissenschaftlichen Grundlagen des gesetzlichen 
Jugendschutzes" endlich zu vergeben und erst auf der 
Grundlage der Ergebnisse dieses Forschungsauftrages die 
umfassende Reform des gesetzlichen Jugendschutzes ein- 
zuleiten. 

18. Der Bundestag unterstreicht die Bedeutung der Elementar- 
erziehung für die Drei- bis Fünfjährigen, teilt die Auffas- 
sungen des Entwurfs der Bund-Länder-Kommission für den 
Bildungsgesamtplan über den Ausbau der Elementarerzie- 
hung, hält an der Einheit des Kindergartens für die Drei- 
bis Fünfjährigen fest, betont den zugleich sozialen wie päd- 
agogischen Charakter des Kindergartens und fordert in 
Übereinstimmung mit dem Bundesjugendkuratorium, daß 
„der Elementarbereich in der Jugendhilfe verbleibt". 

19. Der Bundestag betont mit dem Deutschen Bundes jugend- 
ring „den Eigenwert und die gesellschaftliche Notwendig- 
keit freier außerschulischer Jugendbildung" und sieht in 
ihr eine wichtige und eigenständige Säule des Bildungs- 
wesens überhaupt. Der Bundestag fordert, daß die Bundes- 
regierung die in der Regierungserklärung des Bundes- 
kanzlers vom 28. Oktober 1969 versprochene Reform des 
Bundesjugendplanes endlich verwirklicht. 

20. Der Bundestag weist auf den Mangel an qualifizierten Mit- 
arbeitern in der Jugendhilfe hin. Der Bundestag fordert 
Bund, Länder und Gemeinden sowie die freien Träger der 
Jugendhilfe auf, ihre Bemühungen zu intensivieren und zu 
koordinieren, mehr Menschen für die sozialen Berufe zu 
gewinnen, die Aus- und Fortbildung der Sozialarbeiter und 
Sozialpädagogen praktisch zu reformieren und zu verein- 
heitlichen sowie ihre Besoldung weiter zu verbessern. Die 
Bundesregierung wird ersucht, mit Nachdruck bei den öf- 
fentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe den weiteren 
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Ausbau der Aus- und Fortbildungskapazitäten anzuregen 
und zu fördern. Sie wird ferner aufgefordert, auch die in 
freier und kommunaler Tr^ersdiaft stehenden sozialpäd- 
agogisdien Fadihodisdiulen in die Hodisdiulbauförderung 
des Bundes nadi dem Hochschulbauförderungsgesetz ein- 
zubeziehen. 

21. Der Bundestag begrüßt es, daß die Bundesregierung sich 
für eine „Verstärkung der Jugendforschung" einzusetzen 
bereit ist, die alleine die wissenschaftliche Basis für die 
Reform der Jugendhilfe schaffen kann. 


Bonn, den 20. Juli 1972 
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Wohlrabe 
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Zink 

Dr. Barzel, Stüdden und Fraktion 



